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Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung und Immunität 
(1. Ausschuß) 

über die Wahlanfechtung des Herbert Noll, Husum, 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 2. Deutschen Bundes- 
tag am 6. September 1953 des im Wahlkreis 1 (Husum - 
Süd-Tondern - Eiderstedt) gewählten 
Abgeordneten Giencke (CDU) 

- Az. 15/53 - 


Berichterstatter : 
Abgeordneter Dr. Wahl 


Antrag des Ausschusses; 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entscheidung 
treffen. 


Bonn, den 19. März 1954 


Der Ausschuß für Wahlprüfung 
und Immunität 

Dr. Schneider (Lollar) Dr. Wahl 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Buchdruckerei Peter Meier, Buisdorf/Slegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 
Telefon 3551 




Beschluß 


In der Wahlanfechtungssadie - Az. 15/53 - 
des Herbert Noll, Husum, Hinrich-Fehrs-Str. 5, 

betr. Wahl zurri 2. Deutschen Bundestag des 
im Wahlkreis 1 (Husum - Süd-Tondern - 
Eiderstedt) gewählten Abgeordneten 
Gicncke (CDU) 

har der Deutsche Bundestag in seiner . . . 

Sitzung am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 
Tatbestand: 

Durch Schreiben vom 11. Oktober 1953, 
eingegangen beim Deutschen Bundestag am 
14. Oktober 1953, hat der Einspruchsführer 
unter Vorlage einer Wahlrcchtsbeschcinigung 
des zuständigen . Bürgermeisters gegen die 
Wahl zum 2. Deutschen Bundestag Einspruch 
eingelegt. Die amtlichen Bekanntmachungen 
des Wahlergebnisses waren für den Wahlkreis 
Husum - Süd-Tondern - Eiderstedt am 
19. September 1953, für das Land Schleswig- 
Holstein am 3. Oktober 1953 erfolgt. 

Zur Begründung beruft sich der Einspruchs- 
führer teils auf gewisse Mängel des Bundes- 
wahlgesetzes vom 8. Juli 1953 (Bundesge- 
sctzbl. I S. 470) und der Bundeswahlordnung 
vom 15. Juli 1953 (Bundcsgcsetzbl. 1 S. 514), 
teils auf ^gewisse Verstöße, die er bei Anwen- 
dung des Bundcswahlgcsetzes und der Bundes- 
wahlordnung am Wahltage in Husum bzw. 
bei der Bekanntmachung der Wahlergebnisse 
festgestellt habe. 

An den gesetzlichen Grundlagen der Bundes- 
tagswahl rügt er besonders die Regelung der 
§§ 46 und 48 über die Feststellung des Er- 
gebnisses der Landeslistcnwahl und stellt fest, 
daß in dem Gesetz eine abschließende Zählung 
der gültigen Stimmzettel nicht vorgesehen 
sei und daß die Landcswahllcitcr nur das 
vorläufige Ergebnis der ganzen Bundestags- 
wahl vorlicgen hätten, wenn sic ihre Ver- 
kündung über die Listenergebnisse der einzel- 
nen Parteien vornähmen. Außerdem rügt der 
Einspruchsführer, daß entgegen § 33 Abs. 2 
der Bundeswahlordnung der Abdruck der 


amtlichen Wahlbckanntmachung nebst dem 
amtlichen Stimmzettel in einigen Husumer 
Wahlbezirken nicht am Eingang des Gebäu- 
des, in dem sich der Wahlraum befand, son- 
dern an der offenen Zimmertür des Wahl- 
raums angebracht gewesen sei. Ferner hätte 
unter Verletzung des § 39 des Bundcswahl- 
gesetzes der nichtamtliche große Wahlaufruf 
der Bundcszentralc für Heimatdienst über die 
Zweitstimme bei der Bundestagswahl 1953 
mit „irreführenden Wahlbccinflussungsanga- 
ben” teilweise sogar in den Wahlzellen ge- 
hangen. Ferner seien in einem Wahllokal 
die die Stimmabgabe regelnden Vorschriften 
über die Reihenfolge der einzelnen Hand- 
lungen willkürlich geändert und hätte mit 
der sofort abverlangtcn Namensnennung und 
dem in diesem Fall noch keinesfalls zutreffen- 
den Stimmabgabevermerk begonnen. Auch 
die Ermittlung des Wahlergebnisses in dem 
von ihm beobachteten Stimmbezirk sei durch- 
aus abweichend von den Vorschriften der 
§§ 46 bis 48 verlaufen. Die Umschläge seien 
weder ungeöffnet gezählt und mit der Wähler- 
zahl verglichen worden, noch seien die Stimm- 
zettel vom Wahlvorsteher einzeln durch- 
genommen, noch auch die beiden Zähllisten 
vorschriftsmäßig geführt worden. Vielmehr 
wurden alsbald in gemeinsamer Arbeit vom 
Wahl Vorstand die gesamten Stimmzettel zu- 
nächst aus ihren Umschlägen herausgenommen 
und sodann in gemeinsamer Arbeit nach Be- 
werbern zusammengelegt, gezählt und in der 
Endzahl mit der vom Schriftführer ermittel- 
ten Wählerzahl verglichen. Endlich bemängelt 
der Einspruchsführer in technischen Einzel- 
heiten die Zusammenstellungen, die der Lan- 
deswahDeiter zur Veröffentlichung des Wahl- 
ergebnisses bekanntgemacht habe. 

Auf die Frage des Vorsitzenden, ob der 
Einspruchsführer mit Rücksicht auf die von 
ihm vorgetragenen Mängel des Wahlvcrfah- 
rens die Ungültigkeit eines erworbenen Man- 
dats geltend machen wollte, stellte der Ein- 
spruchsführcr in der mündlichen Verhandlung 
den Antrag, das Mandat des in seinem Wahl- 
kreis direkt gewählten Abgeordneten Gicndic 
(CDU) für ungültig zu erklären. 



Entscheidungsgründe ; 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht 
eingelegt, konnte aber in der Sache keinen 
Erfolg haben. Die Mängel des Bundeswahl- 
gesetzes und der Bundeswahlordnung festzu- 
stellen ist nicht die Aufgabe des Wahlprüfungs- 
ausschusses. Dazu kommt, daß der Einspruchs- 
führer selbst nicht behaupten kann, daß durch 
die von ihm gerügten Mängel des Bundes- 
wahlgesetzes und der Bundeswahlordnung im 
einen oder anderen Fall der Wählcrwille ent- 
gegen dem Inhalt des Gesetzes in seinem 
Ergebnis verfälscht worden sei. 

Auch die unrichtige Anwendung der Ge- 
setze, die der Einspruchsführer festgestellt hat, 
kann nicht zur Ungültigkeit des in seinem 
Wahlkreis von dem Abgeordneten Giencke 
errungenen Mandats führen. Die vorge- 
kommenen Abweichungen von dem vorge- 
schriebenen Stimmabgabe- und Stimmenzähl- 
vorgang sind gewiß nicht unbedenklich, weil 
sie unrichtige Feststellungen erleichtern können, 
die durch die vorgeschriebenene gesetzliche 
Regelung ausgeschlossen werden sollen, aber 
das Stimmenübergewicht des Abgeordneten 
Giencke, der mit 38730 Stimmen vor den 
14173 Stimmen des Kandidaten der nädist- 
schwächeren Partei das Mandat errungen har, 
ist so groß, daß man sidi nicht vorsiellcn 


kann, daß ohne die laxe FFandhabung der 
Wahlordnung das Wahlergebnis ein anderes 
gewesen wäre. Der Wahlprüfungsausschuß 
ist nicht dazu berufen, die Exekutive bei der 
Durchführung derWahl zu überwachen, sondern 
er hat die Aufgabe, festzustellen, ob die in 
den Bundestag gesandten Abgeordneten ihre 
Mandate zu Recht oder zu Unrecht erworben 
haben. 

Außerdem legt der Ausschuß auf die Fest- 
stellung Wert, daß nach seiner Ansicht die 
Aushängung des Wahlaufrufs der Bundes- 
zentrale für Heimatdienst in den Wahllokalen 
nicht zu beanstanden ist, da dieses Plakat 
völlig neutral abgefaßt war und entsprechend 
seinem Zweck, den Wähler nur über die zwei- 
fache Ausübung des Stimmrechts zu unter- 
richten, den Wähler zu Gunsten der einen 
oder anderen Partei nicht beeinflussen konnte. 

Rechtsmittelbelehrung : 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundcsverfassungsgeridit 
vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243) 
das Rechtsmittel der Beschwerde an das Bundes- 
verfassungsgericht binnen einem Monat nadi 
Erlaß dieses Beschlusses unter den im § 48 
des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes angege- 
benen Voraussetzungen zulässig. 



